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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Droits populaires

Die 1989 durchgeführte Vernehmlassung über eine Totalrevision des Gesetzes über die
politischen Rechte hatte ein breite Zustimmung zur Einführung der brieflichen
Stimmabgabe ergeben. Auch das Parlament wünscht offenbar diese Neuerung: Der
Nationalrat, der bereits 1988 einer entsprechenden Motion Segmüller (cvp, SG)
zugestimmt hatte, überwies nun auch eine von der kleinen Kammer 1988 gutgeheissene
Motion Rhinow (fdp, BL). Die angesprochene Totalrevision selbst wurde vom Bundesrat
zurückgestellt, da er zuerst abwarten will, welche tiefgreifenden Anderungen des
politischen Systems der Abschluss eines EWR-Vertrags erforderlich machen könnte. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1990
HANS HIRTER

Am 1. September veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für eine Teilrevision des
aus dem Jahre 1976 stammenden Gesetzes über die politischen Rechte. Die Regierung
stützte sich bei dieser Reform weitgehend auf Vorschläge, welche das Parlament in den
letzten Jahren als Motionen oder Postulate überwiesen hatte. Grundlegende
Änderungen werden jedoch keine angestrebt. Es ist insbesondere vorgesehen, gewissen
Vollzugsschwierigkeiten zu begegnen, welche bei den Nationalratswahlen vor allem in
den grossen Kantonen Bern und Zürich infolge der wachsenden Zahl von Listen und
Kandidierenden aufgetreten waren. Engpässe wurden dabei bei der effizienten
Ermittlung der Resultate ausgemacht. Probleme ergaben sich aber auch wegen der
Verpflichtung der Behörden, sämtliche Listen zu drucken und zu verteilen. Der
Bundesrat schlug deshalb vor, die Einreichung von sogenannten Juxlisten, welche zum
vorneherein keine Wahlchancen haben, zu erschweren. Dazu soll die für die Anmeldung
einer Liste erforderliche Zahl der Unterzeichner nach Kantonen abgestuft und für die
grössten sechs von heute 50 auf maximal 200 erhöht werden. Zudem sollen die
Verantwortlichen für Listen, welche nur eine sehr geringe Stimmenzahl erzielt haben,
an den Druckkosten beteiligt werden. Unterlistenverbindungen möchte der Bundesrat
in Zukunft verbieten, obwohl die Reaktion auf diesen Vorschlag in der Vernehmlassung
mehrheitlich negativ ausgefallen war.

Um auf unnötige Wahlgänge zu verzichten, sollen in Kantonen mit nur einem Mandat die
Nationalratswahlen auch still durchgeführt werden können. Die briefliche Stimmabgabe
soll, wie sie in vielen Kantonen bereits praktiziert wird, voraussetzungslos möglich
werden. Weil die grosse Flut von Listen und Kandidaturen es der Bundeskanzlei immer
schwieriger machen, das Ergebnis der Nationalratswahlen vom zweitletzten
Oktobersonntag bis zum Beginn der ordentlichen Wintersession Anfangs Dezember zu
erwahren, möchte der Bundesrat zudem die Legislatureröffnungssession auf den
Januar verschieben.

Auch im Bereich der direktdemokratischen Instrumente werden einige Änderungen
vorgeschlagen. So sollen Volksinitiativen schneller behandelt werden. Während bisher
dem Bundesrat und dem Parlament bei ausformulierten Begehren vier Jahre bis zum
Beschluss über die Empfehlung zustanden, sollen sie neu spätestens drei Jahre nach
ihrer Einreichung zur Volksabstimmung kommen. Bei Referenden schlägt der Bundesrat
eine Verlängerung der Frist für das Sammeln von Unterschriften von 90 auf 100 Tage
vor, will aber die Möglichkeit einer nachträglichen Beglaubigung der Unterschriften
abschaffen.

Auf andere, ebenfalls vom Parlament angeregte Neuerungen, wie zum Beispiel die
Offenlegungspflicht für die Finanzierung von Wahlkampagnen, die Entrichtung von
Beiträgen an die Parteien für Kampagnekosten oder die Reglemetierung von
Meinungsumfragen im Vorfeld von Wahlen und Abstimmungen, verzichtete der
Bundesrat in seiner Botschaft. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.09.1993
HANS HIRTER
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Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats beantragte dem Plenum, die
unbestrittenen Punkte der Vorlage bereits in der Dezembersession zu behandeln, um
sie noch auf die nächsten Nationalratswahlen in Kraft treten zu lassen. Der Rat
beschloss jedoch auf Antrag von Spoerry (fdp, ZH) und Iten (cvp, NW) und gegen den
Widerstand der Linken und der Grünen, sich nicht auf die formalen Änderungen zu
beschränken, sondern auch die umstrittenen Massnahmen gegen Juxlisten und
Unterlistenverbindungen in die Beratung zu ziehen. In der Detailberatung folgte der Rat
den Vorschlägen des Bundesrates sowohl für eine Erhöhung der Unterschriftenzahl für
die Einreichung von Wahllisten in den grossen Kantonen als auch für die
Druckkostenbeteiligung für erfolglose Listen. An dem von SP und GP bekämpften
Verbot von Unter-Unterlistenlistenverbindung hielt der Rat fest. Hingegen beschloss
er auf Antrag seiner Kommission und gegen den Widerstand der AP, dass
Unterlistenverbindungen für Gruppen gleichen Namens, die sich in bezug auf
Geschlecht, Region oder Alter abgrenzen, weiterhin erlaubt sein sollen. Das revidierte
Gesetz wurde gegen den Widerstand der SP, der GP und den Fraktionen LdU/EVP und
SD/Lega zuhanden des Ständerats verabschiedet. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.12.1993
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Zweitrat mit demjenigen Teil der Teilrevision des
Gesetzes über die politischen Rechte, der das Verfahren bei den Nationalratswahlen
regelt. Dabei folgte er weitgehend dem Nationalrat. Insbesondere stimmte er der
Regelung zu, dass Unterlistenverbindungen dann zugelassen sein sollen, wenn sie sich
bei gleicher Listenbezeichnung einzig durch einen Zusatz zur Kennzeichnung des
Geschlechts, der Region, des Alters oder der Parteirichtung unterscheiden. Bei den
Massnahmen zur Verhinderung von sogenannten Juxlisten wollte der Ständerat die
Wahlteilnahme nicht von finanziellen Erwägungen abhängig machen. Auf Antrag Büttiker
(fdp, SO), der argumentierte, dass davon vor allem auch die Jungparteien getroffen
würden, verzichtete er auf die Beteiligung von erfolglosen Listen an den Druckkosten.
Als Kompensation erhöhte er dagegen die zur Einreichung einer Liste erforderliche
Unterschriftenzahl für Kantone mit mehr als 20 Sitzen von 200 auf 400. Der Nationalrat
übernahm diese Änderungen. In der Schlussabstimmung hiess die grosse Kammer die
neuen Vorschriften gegen den Widerstand der SP und der kleinen Parteien mit 105 zu
60 gut; im Ständerat gab es keine Gegenstimmen. Der Bundesrat setzte die neuen
Bestimmungen, welche unter anderem auch die Einführung der uneingeschränkten
brieflichen Stimmabgabe bei eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen enthalten,
im Oktober in Kraft. Schliesslich konnten zwei vom Nationalrat 1993 überwiesene
Motionen gegen die Listenvielfalt vom Ständerat als erfüllt abgeschrieben werden
(93.3008 / 93.3009). 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.03.1994
HANS HIRTER

Nachdem die für die Nationalratswahlen 1995 relevanten Teile der Botschaft des
Bundesrats über eine Teilrevision des Gesetzes über die politischen Rechte
herausgelöst und noch 1994 verabschiedet worden waren, befasste sich das Parlament
mit dem Rest der Vorlage. Dieser behandelt insbesondere Fragen im Zusammenhang
mit Initiativen, Referenden und Volksabstimmungen. Dabei geht es nicht um
grundlegende Neuerungen, sondern eher um technische Anpassungen.

Der Nationalrat lehnte diverse SP-Zusatzanträge ab, so den Vorschlag, dass die
Abstimmungsbotschaft an die Bürger nicht mehr vom Bundesrat, sondern vom
Parlament verfasst werden soll. Keine Chance hatte auch die Forderung, an Komitees,
welche Volksinitiativen einreichen, sowie an Parteien, welche an den
Nationalratswahlen teilnehmen, finanzielle Beiträge auszuschütten. Beschlossen wurde
eine Verlängerung der Referendumsfrist um 10 auf 100 Tage. Sie soll den Gemeinden
eine korrekte Beglaubigung der Unterschriften erlauben; gleichzeitig wurde die
Möglichkeit der nachträglichen Beglaubigung aufgehoben. Neu festgelegt wurde auch,
dass eine Volksinitiative maximal neun Monate nach der Schlussabstimmung im
Parlament dem Volk zum Entscheid vorgelegt werden muss. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.03.1995
HANS HIRTER

Als Zweitrat behandelte der Ständerat den Rest der Teilrevision des Gesetzes über die
politischen Rechte. In Abweichung vom Nationalrat beschloss er eine neue Regelung
für die Beurteilung der Gültigkeit von Volksinitiativen - welche der Nationalrat dann
allerdings wieder strich - und eine Präzisierung der Frist, nach welcher eine
Volksinitiative dem Volk spätestens zum Entscheid vorzulegen ist. Der Nationalrat
übernahm diese Formulierung. Neu gilt demnach eine Referendumsfrist von 100 Tagen
(inkl. Beglaubigung der Unterschriften) - wobei auf die Unterschriftenbogen neu nicht

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.06.1996
HANS HIRTER
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nur der Name, sondern effektiv auch eine Unterschrift zu setzen ist -, eine maximale
Frist von neun Monaten zwischen der Schlussabstimmung resp. dem Ablaufen der dem
Parlament eingeräumten Behandlungszeit für eine Volksinitiative und der
Volksabstimmung sowie die erweiterte Kompetenz der Bundeskanzlei, irreführende
Titel von Volksinitiativen abzuändern. Die neuen Bestimmungen wurden auf den 1.4.97
in Kraft gesetzt. 6

Die erfolgte Ungültigerklärung zweier Volksinitiativen (Asylinitiative der SD, Initiative
„für weniger Militärausgaben und mehr Friedenspolitik“) durch die Bundesversammlung
innerhalb nur eines Jahres löste ein gewisses Unbehagen darüber aus, dass eine solche
Annullierung erst nach der erfolgreichen Unterschriftensammlung erfolgt. Anlässlich
der Beratung der Teilrevision des Gesetzes über die politischen Rechte beschloss der
Ständerat deshalb auf Antrag seiner Kommission, dass bei der Lancierung einer
Volksinitiative durch die Bundeskanzlei eine - allerdings unverbindliche - materielle
Vorprüfung der Gültigkeit durchzuführen sei. Der Nationalrat strich diese Bestimmung
wieder. Da grosse Wahrscheinlichkeit bestehe, dass es zu sich widersprechenden
Entscheiden der Bundeskanzlei und des Parlaments kommen könnte, hielt er diese
Lösung für nicht praktikabel. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.06.1996
HANS HIRTER

1) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 284. Siehe SPJ 1988, S. 36 und 1989,S. 35. Vgl. auch Lit. Staatskanzlei des Kt. Thurgau.; Amtl. Bull.
NR, 1990, S. 895.
2) BBl, 1993, III, S. 445 ff.; Presse vom 2.9.93. Zum Verzicht auf Publikationsvorschriften für Meinungsumfragen vgl. auch die
Interpellation Büttiker (fdp, SO) in Amtl. Bull. StR, 1993, S. 418 ff. sowie LNN, 11.12.93. Zur brieflichen Stimmabgabe siehe
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4) Amtl. Bull. StR, 1994, S. 181 ff. und 374; Amtl. Bull. NR, 1994, S. 325 ff. und 663; BBl, 1994, II, S. 220 ff.; AS, 1994, S. 2423 ff.
und 2429 f.; NZZ, 20.10.94.; Amtl. Bull. StR, 1994, S. 189 f.
5) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 441 ff.
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ff.
7) Amtl. Bull. StR, 1996, S. 50 ff. und 456 f.; Amtl. Bull. NR, 1996, S. 868 f.; Presse vom 8.3. und 12.6.96.
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